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Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Haenschke, Konrad, Schäfer (Appenweier), Dr. Ehrenberg, 
Junghans, Kern, Liedtke, Reuschenbach, Dr. Schäfer (Tübingen), Dr. Hirsch, 

Dr. Wendig, Kleinert, Dr.-Ing. Laermann, Dr. Graf Lambsdorff, Zywietz 
und der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. friedliche Nutzung der Kernenergie in der Bundesrepublik Deutschland 


Im Interesse der langfristigen Sicherstellung der Energieversor- 
gung wurde im Energieprogramm der Bundesregierung und 
- unter Berücksichtigung der Schwierigkeiten in der Versorgung 
mit Erdöl -in dessen erster Fortschreibung vom November 1974 
die Notwendigkeit eines verstärkten Einsatzes von Kernkraft- 
werken festgestellt. Als Voraussetzung für eine vermehrte Nut- 
zung der Kernenergie hat die Bundesregierung in ihrem fort- 
geschriebenen Energieprogramm selbst eine Reihe von Bedin- 
gungen genannt, die heute auch in der Öffentlichkeit erörtert 
werden. In der Bevölkerung werden darüber hinaus Befürch- 
tungen geäußert, daß die Erfordernisse der Sicherheit kerntech- 
nischer Einrichtungen und des Umweltschutzes mit Rücksicht auf 
die Versorgungsanlage vernachlässigt werden könnten oder 
daß die friedliche Verwendung der Kernenergie grundsätzlich 
bedenklich sei. Ein zunehmendes Sicherheits- und Umwelt- 
bewußtsein der Bevölkerung sowie die Sorge für die Sicherheit 
der Energieversorgung verpflichten alle Verantwortlichen, die 
Verwendung der Kernenergie öffentlich einer kritischen Beurtei- 
lung zu unterziehen. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

J. „Energieversorgung - Umweltschutz und Sicherheit“ 

1. Ist die Bundesregierung bereit, bei einer zunehmend auf die 
Nutzung der Kernenergie abstellenden Sicherung der Ener- 
gieversorgung dem Schutz der Bevölkerung vor möglichen 
Gefahren und Auswirkungen der Kernenergie Vorrang ein- 
zuräumen? 

2. Wie läßt sich vereinbaren, daß die Bundesregierung in der 
ersten Fortschreibung ihres Energieprogramms einerseits 
den weiteren Ausbau der Kernenergie für notwendig an- 
sieht, andererseits aber erklärt, daß hierfür zur Gewähr- 
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leistung der Sicherheit noch zahlreiche Voraussetzungen zu 
erfüllen sind? 

Welche Abwägungen veranlassen die Bundesregierung zur 
Entscheidung, die verbleibenden Ungewißheiten über mög- 
liche langfristige Auswirkungen der Kernenergie in Kauf zu 
nehmen? Welche Kontroll- und Revisionsmöglichkeiten sieht 
sie für den Fall vor, daß die in die Kernenergie gesetzten 
Sicherheitserwartungen sich nicht in dem Umfange erfüllen 
sollten, der Grundlage der jetzigen Zuversicht ist? 

IL Bedeutung der Kernenergienutzung für die Energie- 
versorgung 

1. Aus welchen Gründen hält die Bundesregierung die Nutzung 
der Kernenergie für die Zwecke der Energieversorgung für 
notwendig? Welche Alternativen zur Kernenergie sieht die 
Bundesregierung kurzfristig, mittelfristig und langfristig? 
Was unternimmt die Bundesregierung, um mögliche Alter- 
nativen einschließlich von Energiesparmaßnahmen zu erfor- 
schen und zu entwickeln? 

2. Welche wesentlichen Folgen ergäben sich aus einem zeit- 
weiligen oder grundsätzlichen Verzicht auf Kernenergie- 
nutzung in der Bundesrepublik Deutschland? 

3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die beim 
Ausbau der Kernenergienutzung aufgetretenen Probleme zu 
überwiuden? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung der Kom- 
mission der EG, den Ausbau der Kernenergie auch in der 
Bundesrepublik Deutschland über die bestehenden Planun- 
gen hinaus noch zu verstärken? 

IIL Zu den Umweltauswirkungen von Kernkraftwerken 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung das Risiko kleiner Strah- 
lendosen für Einzelne und die Gesamtbevölkerung? 

2. Welche Belastungen ergeben sich im Lauf des weiteren Aus- 
baus der Kernenergie 

a) aus der Ableitung radioaktiver Stoffe bei Kernkraftwer- 
ken, Kernbrennstoffverarbeitungs- und Wiederaufarbei- 
tungsanlagen für die unmittelbare Umgebung und für das 
gesamte Bundesgebiet? 

b) durch die von der gesamten Kerntechnik verursachten 
Strahlenbelastung der Bevölkerung für das Jahr 2000? 

3. Welche sonstigen Umweltbeeinträchtigungen lassen kern- 
technische Anlagen erwarten? Was unternimmt die Bundes- 
regierung, um diese möglichst klein zu halten? Wie sind die 
Umweltbeeinflussungen bei anderen Energieträgern im Ver- 
gleich zur Kernenergie zu werten? 

/V. Zum Risiko von Störfällen 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung das Risiko aus Störfällen 
in kerntechnischen Einrichtungen? 
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Nach welchen Kriterien beurteilt die Bundesregierung ins- 
besondere die Zumutbarkeit des daraus resultierenden Risi- 
kos für den Einzelnen und die Vertretbarkeit des Gesamt- 
risikos für die Bevölkerung? 

2. In welchem Umfang können die in der Rasmussen-Studie 
enthaltenen Bewertungen der Störfallrisiken von Kernkraft- 
werken für die Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutsch- 
land übertragen werden? 

Welche vergleichbaren Untersuchungen werden in der Bun- 
desrepublik angestellt? 

3. Unterscheiden sich die Sicherheitsprobleme bei neuen Reak- 
tortypen von denen der heute in der Bundesrepublik über- 
wiegend errichteten Leichtwasserreaktoren? 

Ist sichergestellt, daß mit der Verfolgung des Energiepro- 
gramms der Bundesregierung auf der Basis der Leichtwasser- 
reaktoren nicht bereits Entscheidungen über fortgeschrittene 
Technologien, insbesondere Schnelle Brüter, vorweggenom- 
men werden? 

4. Welche Maßnahmen zur Verringerung des Restrisikos wer- 
den für notwendig angesehen? 

Hält die Bundesregierung die bisher getroffenen Vorkehrun- 
gen auf diesem Gebiet für ausreichend? 

V. Zum Problemkreis „Entsorgung" 

1 . In Vv^elchem Umfang sind die Probleme der Entsorgung gelöst 
(z. B. bei Anfall, Transport, Lagerung, Wiederverwendung 
und Beseitigung von radioaktiven Abfällen und Kernbrenn- 
stoffen einschließlich von Plutonium)? Welche Auswirkun- 
gen haben eventuell noch ungelöste Probleme auf die Maß- 
nahmen zur Gewährleistung der Sicherheit sowie die Geneh- 
migungsverfahren für Kernkraftwerke und für Einrichtungen 
des Brennstoffkreislaufes? 

2. Was soll mit stillgelegten Kernkraftwerken und anderen 
kerntechnischen Einrichtungen geschehen, um den von ihnen 
ausgehenden Gefahren vorzubeugen? 

VL Zur Frage der äußeren Einwirkungsmöglichkeiten 

1. Wie berücksichtigt die Bundesregierung bei der Festlegung 
der Sicherheitsanforderungen Ereignisse, die von außen auf 
kerntechnische Anlagen einwirken können? 

a) Welche Bedeutung mißt sie in diesem Zusammenhang 
insbesondere einem Schutz kerntechnischer Einrichtungen 
gegen Einwirkungen Dritter bei? 

b) Wodurch ist auf Bundes- und Landesebene sichergestellt, 
daß das Gefährdungspotential kerntechnischer Anlagen 
nicht für strafbare Handlungen (z. B. Entwendung von 
Kernbrennstoff, Nötigung oder Erpressung) verwendet 
wird? 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, aus 
Sicherheitsgründen kerntechnische Anlagen unterirdisch zu 
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bauen (gegen extreme Störfälle innerhalb der Anlage sowie 
gegen Flugzeugabsturz, Druckwellen von chemischen Explo- 
sionen, Sabotage, Waffeneinwirkungen)? 

VII. Zur Standortfrage 

1 . Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Auswahl geeig- 
neter Standorte für kerntechnische Anlagen wegen der Be- 
siedlungsdichte der Bundesrepublik besonders problematisch 
ist? Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang die Standortvorsorgeplanung und -Sicherung der 
Bundesländer? 

Besteht die Möglichkeit, eine bundeseinheitliche Standort- 
bewertung durchzusetzen? 

2. Wie gedenkt die Bundesregierung, die Abstimmung der 
regionalen Standortplanung wirksam zu verbessern? Was 
unternimmt die Bundesregierung, um die Planung von Stand- 
orten für kerntechnische Anlagen beiderseits der Bundes- 
grenzen mit den Nachbarländern abzustimmen? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Errichtung von Kern- 
kraftwerken und anderen kerntechnischen Einrichtungen in 
Ballungsgebieten? 

VIIL Zum Pioblemkreis „Forschung und Entwicklung" 

1. Welche weiteren Untersuchungen auf dem Gebiet der Reak- 
torsicherheit und des Strahlenschutzes sind noch erfor- 
derlich? 

2. Aufgrund welcher Abwägungen hält die Bundesregierung 
Genehmigungen zur Errichtung und zum Betrieb von kern- 
technischen Anlagen für verantwortbar, obwohl gleichzeitig 
umfangreiche Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur 
Sicherheit und zum Strahlenschutz erforderlich sind? 

IX. Zu den rechtlichen Voraussetzungen 

1. Hält die Bundesregierung eine Anpassung des Atom- und 
Strahlenschutzrechts an die Erfordernisse des Energiepro- 
gramms auf der Grundlage der bisherigen Erfahrungen für 
notwendig? Wenn ja, an welche Verbesserungen ist gedacht? 

2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Sicher- 
heitsbegutachtung und Genehmigungsentscheidungen in den 
einzelnen Ländern zu vereinheitlichen und sie für die Öffent- 
lichkeit überschaubarer zu gestalten? 

3. Wie kann gewährleistet werden, daß die Sachverständigen, 
durch die sich Bund und Länder beraten lassen, einen breiten 
fachlichen Querschnitt darstellen und gleichzeitig hinrei- 
chend unabhängig sind? 

Welches Verfahren ist vorgesehen, um bei abweichenden 
Gutachtermeinungen eine klare Entscheidungsbasis der Be- 
hörden zu finden? 
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4. Hält die Bundesregierung Forderungen nach einer stärkeren 
Beteiligung der betroffenen Bevölkerung bei der Genehmi- 
gung kerntechnischer Anlagen für gerechtfertigt? 

Wie kann eine solche Forderung gegebenenfalls erfüllt 
werden? 

X. Zu Verfahren und Organisation 

1. Was hat die Bundesregierung unternommen, um den Voll- 
zug des Atomgesetzes und der Strahlenschutzverordnung 
sicherzustellen? 

2. Läßt sich eine Standardisierung von Kernkraftwerken und 
Anlagenteilen mit der im Atomgesetz geforderten ständigen 
Anpassung der Genehmigungen an den Stand von Wissen- 
schaft und Technik vereinbaren? 

XL Zu grenzüberschreitenden Problemen 

1. Hält die Bundesregierung eine Abstimmung mit ihren Nach- 
barländern, insbesondere auf dem Gebiet der Sicherheit 
kerntechnischer Einrichtungen und des Strahlenschutzes für 
erforderlich, wenn im Grenzbereich kerntechnische Anlagen 
geplant, errichtet und betrieben werden und was hat die Bun- 
desregierung hierzu unternommen? 

2. Was unternimmt die Bundesregierung, um die Anforderun- 
gen an die Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und den 
Strahlenschutz international zu vereinheitlichen? 


Bonn, den 21. März 1975 


Dr. Haenschke 
Konrad 

Schäfer (Appenweier) 

Dr. Ehrenberg 

Junghans 

Kern 

Liedtke 

Reuschenbach 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Wehner und Fraktion 

Dr. Hirsdi 
Dr. Wendig 
Kleinert 

Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Zywietz 

Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

In der ersten Fortschreibung des Energieprogramms der Bun- 
desregierung vom November 1974 wurden gegenüber dem Ener- 
gieprogramm vom Herbst 1973 die geforderten Zuwachsraten 
für die künftige Stromerzeugung aus Kernkraftwerken noch- 
mals angehoben. Während gegenwärtig erst 6 v. H. (ca. 3500 
MW) der elektrischen Energie aus Kernkraftwerken stammt, 
sind für die Jahre 1980 und 1985 Kernkraftwerksleistungen von 
20 000 MW bzw. sogar 50 000 MW gefordert. Dies bedeutet, daß 
in den nächsten Jahren zahlreiche große Kernkraftwerke in der 
Bundesrepublik Deutschland errichtet werden sollen. Hinzu 
kommen die erforderlichen kerntechnischen Einrichtungen zur 
Versorgung dieser Kraftwerke mit Kernbrennstoffen und zur 
Behandlung und Beseitigung der radioaktiven Abfälle. Eine 
ähnliche stürmische Entwicklung nimmt die Verwendung 
radioaktiver Isotope in Medizin, Technik und Forschung. Das 
Energieprogramm der Bundesregierung nennt zur Realisierbar- 
keit der energiepolitischen Ziele im Kernenergiesektor mehrere 
Voraussetzungen, insbesondere unter den Ziffern 63, 64 und 67. 
Im Hinblick auf die Bedeutung der Kernenergieentwicklung 
haben Öffentlichkeit und vor allem auch das Parlament starkes 
Interesse an einer weiteren Erläuterung derartiger Voraus- 
setzung und einer Auskunft, in welchem Umfang diese schon 
geschaffen sind. 

Auf Seiten des Parlaments setzten sich Innenausschuß, Wirt- 
schaftsausschuß und Ausschuß für Forschung und Technologie 
des Deutschen Bundestages mit den Vor- und Nachteilen der 
Kernenergieverwendung auseinander. Im September 1974 ließ 
sich der Innenausschuß von der verantwortlichen obersten Bun- 
desbehörde, dem Bundesminister des Innern, einen Bericht über 
den Stand der Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und den 
Strahlenschutz geben. Darin wird ein Programm aufgezeigt, das 
dazu dienen soll, auch angesichts einer raschen Zunahme der 
Verwendung von Kernenergie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land den Schutz vor den Gefahren dieser Technologie zu ge- 
währleisten. Der Innenausschuß hat ferner im Dezember 1974 in 
einem Hearing Vertreter der Kernenergiewirtschaft, der Wis- 
senschaft und Forschung und der Kritiker der Kernenergie an- 
gehört. Hierbei wurden zu wichtigen Fragen unterschiedliche 
Meinungen vertreten. 

Die Bundesregierung soll in ihrer Antwort auf diese Große 
Anfrage darstellen, weshalb sie den Einsatz der Kernenergie 
für vereinbar mit dem Schutz der Bevölkerung vor Gefahren 
hält, und welche Voraussetzungen dafür noch geschaffen wer- 
den müssen. Außerdem sollte die Bundesregierung aufzeigen, 
welche Sicherheitsfragen noch umstritten sind. 

Die Fraktionen der SPD und der FDP wollen mit dieser Großen 
Anfrage einen Beitrag zur Versachlichung der Diskussion über 
die friedliche Nutzung der Kernenergie in unserem Lande 
leisten. 
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